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Ueber die Schiedsgerichte der Unfallverſicherung. 
Von Ludwig Wokurek, Secretär der Arbeiter⸗Unfallverficherungsanſtalt für 
Mähren und Schlefien in Brünn. 

Nach § 38 des Geſetzes vom 28. December 1887, R. G. Bl. Nr. 1 
ex 1888, betrefſend die Unfallverſicherung der Arbeiter, iſt zur Ent- 
ſcheidung über die gegen die Verſicherungsanſtalt erhobenen, von der- 
ſelben nicht anerkannten Entſchädigungsanſprüche ausſchließlich das für 
die betreffende Verſicherungsanſtalt am Sitze derſelben errichtete Schieds⸗ 
gericht zuſtändig, gegen deſſen Erkenntniſſe Rechtsmittel oder Klagen nicht 
zuläſſig ſind. Bezüglich der rechtlichen Natur dieſer Schiedsgerichte 
wollen wir nur bemerken, daß dieſe Inſtitution mit dem im öſterrei⸗ 
chiſchen Civilproceßrecht (4. Abſchnitt des 6. Theiles der Civilproceßord⸗ 
nung vom 1. Auguſt 1895, R. G. Bl. Nr. 113) vorgeſehenen „Schieds- 
richterlichen Verfahren“ nichts als den Namen gemein hat, denn die 
Zuſtändigkeit dieſer Schiedsgerichte beruht nicht auf der Parteienverein⸗ 
barung, „daß die Entſcheidung einer Rechtsſtreitigkeit durch einen oder 
mehrere Schiedsrichter erfolgen ſolle“ (Schiedsvertrag nach $ 577 C), fon- 
dern auf dem ſtaatlichen Zwange, auf dem ſtaatlichen Herrſchaftsrechte. 
Im Gegenſatze zu den durch das Geſetz betreffend die Krankenverſiche— 
rung der Arbeiter ſtatuirten Schiedsgerichten der Krankencaſſen, deren 
Verfaſſung ausſchließlich auf autonomer Satzung beruht, auf deren 
Bildung der Staat keinen unmittelbaren Einfluß nimmt und welche ledig⸗ 
lich Caſſenorgane ſind, find die Schiedsgerichte des Unfallverſiche— 
rungsgeſetzes im Namen des Kaiſers Recht ſprechende ſtaatliche Special- 
gerichtshöfe, bei welchen der Vorſitzende und ſein Stellvertreter aus der 
Zahl der richterlichen Staatsbeamten, und ferner auch zwei Beiſitzer 
und ihre Stellvertreter von der Regierung ernannt werden. Der Ein— 
fluß der Regierung iſt rückſichtlich der Zuſammenſetzung dieſer Schieds⸗ 
gerichte viel bedeutender als in Deutſchland, denn während von den 
vier Beiſitzern des Schiedsgerichtes nach § 47 des reichsdeutſchen Unfall— 
verſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884 zwei Beiſitzer von der Beruſs— 


genoſſenſchaft und die beiden anderen Beiſitzer von den Vertretern der 
Arbeiter gewählt werden, haben nach dem öſterreichiſchen Geſetze die ver- 
ſicherungspflichtigen Betriebsunternehmer und die verſicherten Arbeiter 
nur je einen Beiſitzer zu wählen, während zwei die Regierung ernennt. 
Nebſtbei ſei bemerkt, daß das deutſche Geſetz dem Capitel „Schiedsgericht“ 
5 ausführliche Paragraphen gewidmet hat, welche ſich auch mit dem 
| „Verfahren vor dem Schiedsgericht“ beſchäftigen Im öſterreichiſchen 

Geſetze fand man im § 38 das Auslangen, indem die „Zuſammen⸗ 
ſetzung des Schiedsgerichtes, das Verfahren vor demſelben, ſowie eine 
allfällige Entlohnung der Schiedsrichter im Verordnungswege“ feine 
Regelung finden ſollte. Dies iſt denn auch mit der Min. Vdg. vom 
10. April 1889, R. G. Bl. Nr. 47, erfolgt. In dieſer Verordnung 
findet ſich keine Beſtimmung über die Art der Zuſammenſetzung des 
Schiedsgerichtes im einzelnen Falle. Es iſt entſchieden eine Lücke im 
Geſetze und der Verordnung, daß nicht präciſe vorgeſchrieben iſt, in 
welcher Weiſe der Senat im praktischen Falle zu feiner Beſchlußfähigkeit 
zuſammengeſetzt ſein muß, wie dies im § 50 des deutſchen Geſetzes 
ganz ſtricte vorgeſehen iſt, welcher normirt, daß im praktiſchen Falle das 
Schiedsgericht nur beſchlußfähig iſt, wenn außer dem Vorſitzenden eine 
gleiche Anzahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, und zwar min⸗ 
deſtens je einer als Beiſitzer mitwirkt. Aus dem öſterreichiſchen Geſetze 
kann wohl mit Sicherheit gefolgert werden, daß ein Senat des Schieds⸗ 
gerichtes aus dem Vorſitzenden und vier Beiſitzern zu beſtehen hat, nicht 
aber ob in demſelben gerade zwei von der Regierung ernannte und je ein 
von den Betriebsunternehmern und den Verſicherten gewählter Beiſitzer 
ſitzen muß. Da jedoch die Art der Zuſammenſetzung des Senates des 
Schiedsgerichtes auf deſſen Judicatur von begreiflichem Einfluſſe iſt und 
ferner die unvorſchriftsmäßige Beſetzung des Schiedsgerichtes die Nich- 
tigkeit des ergehenden Erkenntniſſes nach ſich ziehen muß, wäre eine 
autoritative Erklärung über dieſen Gegenſtand ſehr wünſchenswerth. In 
der Praxis beſteht der Schiedsgerichts-Senat außer dem Vorſitzenden in 
Oeſterreich aus vier, in Deutſchland bei der Unfallverſicherung und der 
Invaliditäts- und Altersverſicherung (§ 74 des Geſetzes vom 22. Juni 1889) 
aus zwei Beiſitzern. Der Vorſitzende wird in Oeſterreich „aus der Zahl 
der richterlichen Staatsbeamten“, in Deutſchland „aus der Zahl der öffent— 
lichen Beamten“ ernannt; iſt alſo in beiden Fällen eine rechtskundige 
Perſon. Aus der Zahl der Beiſitzer ergibt ſich, daß in den öſterrei⸗ 
chiſchen Schiedsgerichten das rechtskundige, das richterliche Element in 
einer der Sache nicht nützlichen Weiſe zu ſehr in den Hintergrund ge: 
ſtellt iſt. Daraus dürfte wenigſtens zum Theil der Umſtand zu erklären 
ſein, daß die Urtheile der Schiedsgerichte mit dem Geſetze nicht immer 
im Einklange ſtehen. Wenn beiſpielsweiſe das Prager Schiedsgericht 
im Jahre 1893 die Unfallverſicherungsanſtalt zur Zahlung einer Rente 
„vom Tage des Unfalles“ verurtheilt hat, obwohl nach § 6 des Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes die Entſchädigungspflicht „vom Beginne der fünften 
Woche nach Eintritt des Unfalles“ ihren Anfang nimmt; oder wenn das 
Brünner Schiedsgericht im Jahre 1892 ein Erkenntniß auf Zahlung 
einer geringeren als 20% igen Aſcendentenrente gefällt hat, obgleich dieſe 
Höhe der Aſcendentenrente im § 7 leg. cit. unabänderlich mit 20% 
des Jahresarbeitsverdienſtes normirt ift, fo enthalten eben die diesfälligen 
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ſchiedsgerichtlichen Urtheile auffallende Widerſprüche mit dem Geſetze. 
Das öſterreichiſche Geſetz kennt keine Remedur ſolcher Urtheile, bei deren 
Schöpfung ſich das betreffende Schiedsgericht über geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen hinweggeſetzt hat, denn „Rechtsmittel oder Klagen gegen das 
ſchiedsgerichtliche Erkenntniß find nicht zuläſſig“. Eine Begründung 
für dieſe Beſtimmung, welche das fo nothwendige Entſtehen einer Spruch⸗ 
praxis im vorhinein unmöglich macht, eine einheitliche Judicatur in Un⸗ 
fallsſachen ausſchließt und, wie die früheren Beiſpiele zeigen, für die 
Rechtsſicherheit nicht förderlich iſt, iſt ſchwer zu geben. Eine ſolche 
Begründung des Ausſchluſſes jedes Rechtsmittels gegen ein ſchiedsgericht— 
liches Erkenntniß, während in dem deutſchen Geſetze der Recurs an das 
Reichsverſicherungsamt offen ſteht, finden wir auch nicht in den „Er— 
läuternden Bemerkungen zu dem Geſetzentwurfe, betreffend die Unſall— 
verſicherung der Arbeiter“. Derzeit iſt man in allen Interefſengruppen 
der Anſicht, daß die Beſtimmungen, wonach ſich die Ausſprüche der 
Schiedsgerichte „vollkommener Unanfechtbarkeit erfreuen“, wie die er- 
läuternden Bemerkungen ſich ausdrücken, zu ändern ſind. So wurde auch 
bei den in der Zeit vom 25. November bis 5. December 1895 abge- 
haltenen Verhandlungen des durch Experte verſtärkten Verſicherungs— 
beirathes betreffend angeregte Abänderungen des Arbeiter-Unfallverfiche- 
rungsgeſetzes anläßlich der Behandlung des Punktes 12 des dieſer En- 
quete vorgelegten Fragebogens: „Wäre eine Berufungeinſtanz für die 
ſchiedsgerichtlichen Urtheile einzuführen, und welche Competenz wäre einer 
ſolchen Inſtanz einzuräumen?“ allſeits die Nothwendigkeit der Errich— 
tung einer ſolchen Inſtanz betont und bei der Abſtimmung die dies- 
bezügliche principielle Frage einſtimmig bejaht. Wenn bei dieſer Be- 
rufungsinſtanz nicht dieſelben Fehler vorkommen ſollen wie bei den der⸗ 
zeitigen Schiedsgerichten, deren Organiſation als Gerichte erſter In— 
ſtanz zweckmäßig ſein mag, iſt es entſchieden nothwendig, daß das 
Laienelement nicht in demſelben Maße zur Judicatur herangezogen wird 
als bei den Schiedsgerichten, und daß das richterliche Element in der 
Beruſungsinſtanz überwiegt. Nur dann iſt auch eine einheitliche Judi⸗ 
catur und eine Spruchpraxis, welche den Anſtalten die Grundſätze geben 
würde, nach denen fie vorzugehen haben, möglich. Die heutigen Schieds- 
gerichte nehmen nicht gerne zu Fragen principieller Natur Stellung, 
was bei dem ſo bedeutenden Ueberwiegen des Laienelementes begreiflich 
iſt, und begnügen ſich nur zu oft damit, ohne ſich genau an die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen zu halten, das ihnen im concreten Falle angemeſſen 
und opportun Scheinende zu erkennen. Daß hiebei die Situation des 
richterlichen Vorſitzenden eine heikle und ſchwierige iſt, iſt klar. Oft 
genug muß er manchen Beiſitzer darauf aufmerkſam machen, daß die 
Unfallverſicherungsanſtalten nur die Unfallverſicherung durchzuführen be— 
rufen find, nicht aber auch die fehlende Alters- und Invaliditätsverfiche- 
rung zu ſuppliren haben. Dazu kommt noch, daß die Kenntniß ein— 
ſchlägiger Beſtimmungen des Unfallverſicherungsgefetzes bei vielen Bei⸗ 
ſitzern mangelhaft iſt. 


| 


Die Errichtung einer Berufungsinſtanz gegen ſchiedsgerichtliche 


Erkenntniſſe liegt ebenſowohl im Intereſſe der Anſtalten, auf deren Ge- 
barung und finanziellen Stand die Rechtſprechung der Schiedsgerichte 
eine beſtimmende Bedeutung haben kann, zumal es ſich oft um Anſprüche 
handelt, die einen Werth von Tauſenden vorſtellen, als auch im Inter- 
eſſe der breiten Maſſen, deren erſtes und einziges Eigenthum ihre 
Arbeitskraft iſt und die demnach einen Anſpruch darauf haben, daß alle 
Garantien geſchaffen werden, dem wirklichen Rechte zum Siege zu ver⸗ 
helfen. In der Enquete gelangte der Antrag zur Annahme, daß ein 
Reichsverſicherungsamt zu errichten ſei, und ferner der Antrag, daß dem 


Reichsverſicherungsamte auch die Function des oberſten Schiedsgerichtes 


übertragen würde. Eine ſolche Wechſelwirkung von Juſtiz und Ver— 
waltung auf dem bei uns erſt in Entwicklung begriffenen jungen Rechts- 
gebiete der Arbeiterverſicherung eintreten zu laſſen, wäre ſehr empfehlens⸗ 
werlh. Wir wollen noch bemerken, daß in einem anderen Zweige des 


Arbeiterrechtes, in den Streitigkeiten aus dem gewerblichen Arbeits-, 


Lehr- und Lohnverhältniſſe, Rechtsmittel vorgeſehen find, indem das Ge— 
werbegerichtsgeſetz vom 27. November 1896, R. G. Bl. Nr. 218, in 
Streitſachen bis zu 50 fl. die Berufung wegen Nichtigkeitsgründen ($ 30), 
in Etreitfachen über höhere Beträge die Berufung gegen Entſcheidungen 
des Gewerbegerichtes für zuläſſig erklärt. 


So wünſchenswerth ein reformatoriſcher Wirkungskreis eines Ober- 


ſchiedsgerichtes auch wäre, halten wir dermalen einen caſſatoriſchen 
Wirkungskreis für empfehlenswerth. 

Die mit der Einrichtung und Gebarung des Schiedsgerichtes ver- 
bundenen Koſten ſind nach dem Geſetze von der Verſicherungsanſtalt zu 


tragen. Es hat demnach der eine Streittheil die Koſten des Gerichtes zu 
tragen, deſſen Rechtſprechung er ex lege unterſteht. Wir glauben, daß 
dies nicht recht billig iſt, und daß der Staat, welcher auch andere Special⸗ 
Gerichtshöfe (Handelsgerichte, Berggerichte, Seegerichte) erhält, auch die 
Tragung dieſer Koſten übernimmt, zumal auch die hiemit verbundene finanzielle 
Belaſtung eine minimale wäre. Nachdem wir von „Koſten“ ſprechen, wollen 
wir eine Entſcheidung des Wiener Schiedsgerichtes vom 4. December 1891, 
Z. 98, citiren, in welcher ausgeſprochen iſt, daß der obſiegenden Unfall⸗ 
verſicherungsanſtalt der begehrte Erſatz der Proceßkoſten nicht zugeſprochen 
werden kann, weil ſie durch die Beantwortung der Klage nur einer in 
ihrem Wirkungskreiſe liegenden Verpflichtung nachgekommen iſt (8 23 der 
Miniſterial⸗Verorduung vom 10. April 1889, R. G. Bl. Nr. 47). Wir 
halten dieſe Entſcheidung und ihre Begründung nicht für ſtichhältig. 
Seitens der Wiener Anſtalt wurden übrigens nur im Hinblicke auf 
ganz beſondere Umſtände Koſten liquidirt. Sonſt begehrt die obſiegende 
Anſtalt nicht den Erſatz der Proceßkoſten, weshalb die Frage für die 
Praxis ohne Bedeutung iſt. 

Ueber die Thätigkeit der Schiedsgerichte gibt uns der Minifterial- 
bericht über die Gebarung und die Ergebniſſe der Unfallſtatiſtik der 
im Grunde des Unfallverſicherungsgeſetzes errichteten Anſtalten Aufſchluß. 
Im Jahre 1895 wurden aus dem Vorjahre unerledigt 346 Klagen über⸗ 
nommen und 1704 Klagen eingebracht, ſo daß überhaupt im Jahre 1895 
im ganzen 2050 Klagen in Verhandlung ſtanden, von welchen 56 aus 
formalen Gründen (wegen Friſtverſäumung oder wegen Incompetenz) zurück⸗ 
gewieſen und 811 durch Beſtätigung des angefochtenen Beſcheides ab⸗ 
gewieſen wurden. In 158 Fällen wurde der angefochtene Beſcheid völlig, 
in 257 Fällen theilweiſe geändert. Ferner wurden erledigt durch Zurück— 
nahme der Klage 122, durch Klaglosſtellung ſeitens der geklagten An- 
ſtalt 101, durch Vergleich oder in anderer Weiſe 50 Klagen, ſo daß 
am Schluſſe des Jahres 1895 noch 495 Klagen anhängig waren. Die 
Zahl der eine Entſchädigung begründenden Unfälle beträgt pro 1895 
16.395, und da in dieſem Jahre 1704 neue Klagen eingereicht wurden, 
ſo ergibt ein Vergleich dieſer Daten, daß im Jahre 1895 ungefähr auf 
10 eine Entſchädigung begründende Unfälle eine Klage entſiel. Dasſelbe 
Verhältniß beſtand auch pro 1894. 

Wenn wir die ſociale Function dieſer Schiedsgerichte erwähnen 
wollen, welche ſich durch die Heranziehung der einander gegenüberſtehen⸗ 
den Intereſſentengruppen zu ihrer Organiſation und zu gemeinſamen 
Wirken ergibt, ſo können wir, ſoweit unfere Wahrnehmungen reichen, 
conſtatiren, daß die Thätigkeit von Unternehmern und Arbeitern bei der 
Rechtſprechung auch auf dieſem Gebiete des Arbeiterrechtes, auf die 
Ausgleichung der beſtehenden Gegenſätze und auf die Befeſtigung der 
Achtung der gegenſeitigen Rechte günſtig wirkt. Auch von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte aus iſt der Ausbau dieſer Inſtitution zu wünſchen und zu 
hoffen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Abſpruche über die Verpflichtung des Lehrherrn zur Rück⸗ 
erſtattung eines vorausempfangenen Theiles des für die Lehrdauer 
vereinbarten Lehrgeldes iſt die politiſche Behörde competent. 


Die Vertretung des Lehrlings in derartigen aus dem Lehrverhältniſſe 
entſpringenden Streitigkeiten ſteht dem Vater als geſetzlichen Ver⸗ 
treter des Lehrlings zu. 


Joſef H. in B. hat laut ſchriftlich abgeſchloſſenen Lehrvertrages feinen 
1881 geborenen Sohn Franz H. zu Anton K., Raſeur in den K., auf 
die Zeit vom 1. Auguſt 1895 bis 1. Auguſt 1898 in die Lehre gegeben 
und ſich verpflichtet, für denſelben ein Lehrgeld im Betrage von 100 fl. 
zu entrichten; der Lehrherr verpflichtete ſich dementgegen, den Lehrling 
während der Lehrzeit zu beköſtigen und zu bekleiden. 

Am 15. März 1896 zeigte Joſef H. bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft K. an, daß er der Vereinbarung gemäß die Hälfte des Lehrgeldes 
per 50 fl. gleich beim Eintritte ſeines Sohnes in die Lehre dem Anton K. 
ausbezahlt habe, daß dieſer jedoch bald nachher die ſofortige Bezahlung 
des reſtlichen Betrages von 50 fl., welcher nach der Verabredung erſt 
bei Beendigung des Lehrverhältniſſes erlegt werden ſollte, verlangte, und 
als ſich Joſef H. dies zu thun weigerte, ſeinen Sohn mißhandelte und 
ſchließlich am 26. Februar ohne jede Kündigung entließ; es werde des⸗ 
halb die Bitte geſtellt, den A. KR. wegen Uebertretung der Befugniſſe 
des Lehrherrn und wegen Nichteinhaltung des Lehrvertrages zu beſtrafen 


und zum Rückerſatze der eingezahlten Hälfte des Lehrgeldes per 50 fl. 
zu verhalten. 

Ueber dieſe Klage wurde Anton K. nach ordnungsmäßig durch⸗ 
geführtem Verfahren mit dem Erkenntniſſe der Bezirkshauptmannſchaft K. 
vom 22. Jänner 1897, Z. 3740, im Grunde des § 133 G. O. zu einer 
Strafe von 10 fl., eventuell 48 Stunden Arreſt verurtheilt, weil er die 
ihm nach § 99, lit b. Al. 2 G. O. als Lehrherr zuſtehende Befugniß 
in ſolcher Weiſe überſchritten hat, daß dies die einſeitige Auflöſung des 
Lehrverhältniſſes durch ſeine Schuld zur Folge hatte. 

Zugleich wurde Anton K. mit Rückſicht darauf, daß er den Lehr- 
vertrag durch eigene Schuld nicht eingehalten hat, aufgefordert, den 
vorausbezahlten Theil des Lehrgeldes per 50 fl. ſoſort zurückzuſtellen. 
Mit ſeinen Anſprüchen auf Erſatz der Koſten für Wohnung und Koſt 
wurde K. auf den Civilrechtsweg verwieſen. 

Ueber den eingebrachten Recurs des K. hat die Statthalterei mit 
der Entſcheidung vom 21. März 1897, Z. 27.837, das angefochtene Er⸗ 
kenntniß, inſoferne es die Abſtrafung ausſpricht, außer Kraft geſetzt, 
weil in der Ueberſchreitung der dem Lehrherrn gegenüber dem Lehrlinge 
zuſtehenden Befugniſſe durch Mißhandlung desſelben nicht eine nach den 
Beſtimmungen der G. O. ſtrafbare Uebertretung erblickt werden kann. 
Ferner hat die Statthalterei jenen Theil des erſtinſtanzlichen Erkenntniſſes, 
mit welchem K. zur Rückzahlung der 50 fl. aufgefordert wurde, wegen 
Incompetenz der Bezirkshauptmannſchaft außer Kraft geſetzt und den von 
Joſef H., dem Vater des Lehrlings, gegen den Lehrherrn K. erhobenen 
Anſpruch auf Zurückzahlung des erwähnten Betrages auf den Rechtsweg 
verwieſen, „wie dies in dem angefochtenen Erkenntniſſe auch rückſichtlich 
der Anſprüche des Recurrenten für die Wohnung und Koſt des Lehrlings 
richtig geſchehen iſt. Denn die politiſche Behörde iſt nämlich nach § 87, c. 
G. O. unter den daſelbſt angeführten Vorausſetzungen lediglich zur 


Verhandlung und Entſcheidung von Streitigkeiten aus dem Arbeits-, 
Lehr- und Lohnverhältniſſe berufen, welche zwiſchen Gewerbsinhabern 


und ihren Hilfsarbeitern oder zwiſchen Hilfsarbeitern untereinander 
entſtanden ſind. Die von einer dritten Perſon — wie im vorliegenden 
Falle vom Vater des Lehrlings — gegen den Gewerbsinhaber gerichteten 
Anſprüche fallen daher nicht in die Competenz der pokitiſchen Behörde.“ 

Dieſe Entſcheidung wurde in dem Miniſterialrecurſe des Joſef H. 
inſoferne angefochten, als er mit ſeinem Anſpruche auf Erſatz der 50 fl. 
auf den Rechtsweg verwieſen wurde; zur Begründung beruft er ſich 
darauf, daß er als Vater und geſetzlicher Stellvertreter feines minder 


jährigen Sohnes in dem Stritte aus dem Lehrverhältuiſſe desſelben vor 


der Gewerbebehörde ſeinem Sohne gleichzuhalten iſt. 


Das k. k. Miniſterium des Innern fand mit dem Erlaſſe vom 


15. Juli 1897, Z. 21.572, über den Recurs des Joſef H. in B., welcher 
gegen die Statthaltereientſcheidung vom 21. März 1897, Z. 27.837, 
inſoferne ergriffen wurde, als mit derſelben unter theilweiſer Behebung 
des Beſcheides der Bezirkshauptmannſchaft K., vom 22. Jänner 1897, 
3. 3740, ausgeſprochen wurde, daß die politiſche Behörde zum Abſpruche 
über die Verpflichtung des Anton K., Raſeurs in K., zur Rückzahlung 
des vorausempfangenen Theiles des für die Lehre des minderjährigen 
Sohnes des genannten Recurrenten Franz H. vereinbarten Lehrgeldes 
im Betrage von 50 fl. nicht competent iſt, die angefochtene Entſcheidung 
aufzuheben und der Statthalterei die meritoriſche Entſcheidung im Gegen- 
ſtande aufzutragen, weil der Recurrent in feiner Eigenſchaft als ge- 
jeglicher Vertreter feines minderjährigen Sohnes, wie dies in dem Falle 
des § 102, Al. 4 G. O. ausdrücklich anerkannt erſcheint, berechtigt war, 
in dem aus dem Lehrverhältniſſe ſeines Sohnes mit Anton K. ent— 
ſtandenen und gemäß $ 87 c, Al. 1 G. O. bei der politiſchen Behörde 
angebrachten Stritte für ſeinen Sohn einzutreten. R. 


Das Reichsgericht iſt nicht berufen, über behauptete Eingriffe in die 

politiſche Rechtsſphäre öffentlicher Lehrer durch die Diſeiplinar⸗ 

behörden zu entſcheiden, daher auch nicht eompetent, über Colliſionen 

zwijchen der Ausübung der allgemeinen Staatsbürgerrechte und der 

Erfüllung ſpeeieller Dienſtpflichten einer öffentlichen Lehrperſon ab⸗ 
zuſprechen. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 6. Juli 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de praes. 28. April 1898, 


Z. 168 R. G., des Rudolf Rehling, Volksſchullehrers in Wien, durch 
Dr. Friedrich Förſter, wider den k. k. u. ö. Landesſchulrath und das k. k. 


Miniſterium für Cultus und Unterricht wegen Verletzung der durch die 
Verfaſſung, insbeſondere durch Artikel 3 und Artikel 13 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 


gewähr⸗ 
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leiſteten politiſchen Rechte zu Recht erkannt: Die Beſchwer de wird wegen 
Incompetenz des k. k. Reichsgerichtes zurückgewieſen. 

Gründe: Der Beſchwerdeführer iſt wegen behaupteten Antheiles 
an Aufrufen zur Wahl der Reichsrathsabgeordneten Schönerer und Iro 
mit dem Erlaſſe des k. k. n. 6. Landesſchulrathes vom 13. Juni 1897, 
3. 5502, auf Grund der Beſtimmungen des 3. Abſchnittes des Geſetzes 
vom 5. April 1870, L. G. Bl. Nr. 35, mit der Diſciplinarſtrafe der Ent⸗ 
ziehung des Anſpruches auf die nächſte Dienſtalterszulage belegt worden 
und dieſe Diſciplinarſtrafe iſt von dem k. k. Miniſterium für Cultus 
und Unterricht mit dem Erlaſſe vom 14. März 1898, 3. 1102, be- 
ſtätigt worden. Der Beſchwerdeführer findet hierin eine Verletzung ver— 
faſſungsmäßig gewährleiſteter Rechte, und zwar des Art. 3 des Reichs 
geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, und des Art. 13 
desſelben Geſetzes und ſtellt die Bitte, das k. k. Reichsgericht möge er- 
kennen: Durch die Erläſſe des k. k. n. ö. Landesſchulrathes vom 13. Juni 1897, 
Z. 5502, und des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 
14. März 1898, Z. 1102, habe eine Verletzung feiner durch die Ver⸗ 
faſſung, insbeſondere der durch Art. 3 und 13 des Geſetzes vom 21. De⸗ 
cember 1867, Nr. 142, gewährleiſteten Rechte ſtattgefunden, insbeſon⸗ 
dere habe eine ſolche Verletzung auch durch den allgemeinen Landesſchul— 
rathserlaß vom 28. October 1895, 3. 8317, ſtattgefunden. Die Gegen— 
ſchrift macht geltend, daß die Anwendung diſciplinärer Mittel gegen an 
öffentlichen Schulen angeſtellte Lehrer nicht als eine Verletzung der 
politiſchen Rechte eines Staatsbürgers im Sinne des Art. 3 (richtiger 
Art. 2) und Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 142, aufgefaßt werden kann, und daß daher auch die Com— 
petenz des k. k. Reichsgerichtes, wie dies bereits in früheren Erkenntniſſen 
ähnlicher Art ausgeſprochen iſt (Erkenntniß vom 23. April 1885, Nr. 85, 
5. Juli 1892, Nr. 219 ꝛc.), nicht gegeben fein dürfte. Es wird daher 
der Antrag geſtellt, das k. k. Reichsgericht wolle die Beſchwerde wegen 
Incompetenz, event. ohne Anordnung einer öffentlichen Sitzung a limine 
abweiſen. 

Die Erläſſe, welche allein als Gegenſtand der Beſchwerde be⸗ 
trachtet werden können, ſind ausdrücklich als Diſciplinar⸗Erkenntniſſe 
erklärt. 

Belangend nun die rechtliche Natur der durch das wider den Be⸗ 
ſchwerdeführer gefällte Erkenntniß zum Ausdruck gelangten Diſciplinar⸗ 
gewalt, jo erſcheint dieſelbe entweder als Ausfluß der richterlichen Ge⸗ 
walt oder als Ausübung der Dienſtgewalt über den im Volksſchuldienſte 
ſtehenden Lehrer. 

Weder in dem einen, noch in dem anderen Falle erſcheint das 
k. k. Reichsgericht zur Entſcheidung über die vorliegende Beſchwerde 
competent. 

Handelt es ſich um eine Ausübung der richterlichen Gewalt 
der zuſtändigen Diſciplinarbehörde, ſo ergibt ſich die Incompetenz des 
k. k. Reichsgerichtes aus ſeinem geſetzlichen Wirkungskreiſe, da es nach 
Art. 3 b des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, 
nur dann berufen iſt, über Beſchwerden der Staatsbürger wegen Ver— 
letzung der ihnen durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechte 
zu entſcheiden, wenn die Angelegenheit im geſetzlich vorgeſchriebenen a d⸗ 
miniſtrativen Wege ausgetragen worden iſt. 

Vom Standpunkte der Dienſtherrlichkeit aus betrachtet, hau— 
delt es ſich aber nicht um die politiſchen Rechte eines Staatsbür— 
gers, ſondern um das der Ueberwachung des Staates unterliegende 
dienſtliche Pflichtverhältniß eines öffentlichen Lehrers, ſomit nicht um 
einen Act der Regierungsgewalt, ſondern um eine Ausübung der Dienit- 
gewalt des Staates. 

Dementſprechend iſt auch das angefochtene Diſeiplinar-Erkenntniß 
gegen den Beſchwerdeführer nicht in ſeiner Eigenſchaft als Staatsbürger, 
ſondern in ſeiner Eigenſchaft als Lehrer ergangen. 

Das k. k. Reichsgericht iſt nun zwar berufen, über Verletzungen 
der Staatsbürger in ihren durch die Verfaſſung gewährleiſteten Rechten 
durch die Verwaltungsbehörden zu entſcheiden, nicht aber über behauptete 
Eingriffe in die politiſche Rechtsſphäre öffentlicher Lehrer durch die Di— 
ſciplinarbehörden; es iſt daher auch nicht competent, über Colliſionen 
zwiſchen der Ausübung der allgemeinen Staatsbürgerrechte und der Er— 
füllung ſpecieller Dienſtpflichten einer öffentlichen Lehrperſon abzuſprechen. 

Da die mündliche Verhandlung nichts ergeben hat, was dieſen 
Sachverhalt ändern würde, ſo muß die Beſchwerde wegen Incompetenz 
zurückgewieſen werden. 

(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 6. Juli 1898, Z. 236.) 


Literatur. 

Zur Hygiene des Straſvollzuges bei den Kreis- und Bezirks⸗ 
gerichten. Von Dr. Krayatſch. (Separatabdruck aus dem „Medieiniſch⸗ 
Chirurgiſchen Centralblatt“.) 

Der Aufſatz enthalt eine Kritik der gegenwärtigen Einrichtung der Gefäng⸗ 
niſſe bei Kreis⸗ und Bezirksgerichten vom ärztlichen Standpunkte, ſowie Rath: 
ſchläge zur Abhilfe beſtehender Uebelſtände. Es iſt gewiß nicht zu leugnen, daß 
auf dieſem Gebiete noch viel zu thun iſt, und es iſt auch an den maßgebenden 
Stellen die Nothwendigkeit einer Reform anerkannt. Daß die Koſtenfrage nicht 
ohne Einfluß auf die Durchführung der nöthigen Aenderungen bleiben kann, iſt 
leicht erklärlich. Dem Autor dürfte übrigens die Praxis bei den einzelnen Ge⸗ 
richten nicht hinreichend bekannt ſein, da thatſächlich z. B. landwirthſchaftliche 
Beſchäftigung der Sträflinge nicht ſo ſelten zu finden iſt. Für die Löſung der 
Frage über die Einrichtung von Strafanſtalten kann allerdings der ärztliche 
Standpunkt allein nicht maßgebend ſein. Es gilt dies für einige gewiß gutge⸗ 
meinte Vorſchläge des Verfaſſers. Dr. Moriz Caſpaar. 

1. Waſſerrecht und Landwirthſchaft. Von Prof. Dr. Al. A. Seidl. 

2. Die laudwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften. Von Prof. 
Dr. A. Arth. Seidl, o. Proſeſſor an der hohen landwirthſchaftlichen Lehranſtalt 
Tetſchen. Liebwerd. 

Beide Schriften find als Sonderabdruck aus der „Wiener Landwirthſchaft— 
lichen Zeitung“ 1896 und 18458 erſchienen. 

1. Ein gut geſchriebener Aufſatz, welcher in leicht verſtändlicher Sprache 
die wichtigſten Grundſätze des öſterreichiſchen Waſſerrechtes, ſoweit ſie für die 
Landwirthſchaft in Betracht kommen, beſpricht. Es iſt gewiß im Intereſſe der 
landwerthſchaftlichen Benützung der Gewäſſer gelegen, wenn durch ſolche ſtreng 
ſachlich und richtig geſchriebene Mittheilungen den Betheiligten dieſes Gebiet 
näher gebracht wird. In einem Punkte können wir den übrigens ſehr inter⸗ 
eſſanten Ausführungen des Verſaſſers nicht zuſtimmen, es betrifft dies die Be⸗ 
nützung des Grundwaſſers. Abgeſehen von der Controverſe, ob das Grundwaſſer, 
beziehungsweiſe der Grundſtrom zum öffentlichen Gewäſſer zu rechnen ſei oder 
nicht, möchten wir gerade im Intereſſe des landwirthſchaftlichen Beſitzers dagegen 
Stellung nehmen, daß jede gemeingebräuchliche Benützung des Grundwaſſers, 
wie es die Herſtellung eines Schöpf⸗, beziehungsweiſe Pumpbrunnens iſt, einer 
waſſerrechtlichen Conceſſion unterliege. 

Es iſt richtig, daß die Waſſerentnahme, welche auf die Grundwaſſerver⸗ 
hältniſſe der Nachbarfchaft einen merkbaren Einfluß ausübt, da fie in die Rechte 
Dritter eingreift, eine waſſerrechtliche Verhandlung bedingt. Wir halten es aber 
für zu weitgehend, jegliche Waſſerentnahme, die ſich nicht mit dem Waſſerſchöpfen 
aus öffentlichen Gewäſſern vergleichen läßt, einer Conceſſion zu unterwerfen. 
Abgeſehen von den Koſten, wurden wir die Einſtreuungen benachbarter Beſitzer 
fürchten, die, wenn ſie auch keinen Erfolg haben, doch Schwierigkeiten bereiten. 
Es könnte daher die an ſich gewiß gut gedachte Sicherung der Intereſſen die 
nicht beabſichtigte Wirkung haben, bisher noch nicht gekannte Erſchwerungen 
hervorzurufen. Im Intereſſe der Landwirthſchaft ſelbſt ſcheint uns daher eine ſo 
ſtrenge Auslegung des Waſſerrechtes nicht gelegen. 

2. Die Erhaltung des landwirthſchaftlichen Beſitzſtandes muß für jeden, 
der das wahre Staatsintereſſe und ebenſo die Erhaltung der heutigen Gefell- 
ſchaſtsordnung im Auge hat, von der größten Wichtigkeit ſein. Nicht minder 
gilt dies von den Mitteln, welche die Aufgabe haben, der ſchwierigen Lage der 
Landwirthſchaft gegenüber der überſeeiſchen Concurrenz abzuhelfen, und ſie ſelbſt 
derart auszugeſtalten, daß ſie mit den ungeahnten Fortſchritten der gewerblichen 
Thätigkeit einigermaßen Schritt zu halten in der Lage iſt. Es iſt dies in erſter 
Linie eine zweckentſprechende Organiſation, beziehungsweiſe Zuſammenfaſſung der 
zerſtreuten Kräfte, wie fie in den verſchiedenen Verſuchen eine genoſſenſchaſtliche 
Geſtaltung der Landwirthſchaſt zuſtande zu bringen, zum Ausdrucke gelangt. 
Es iſt daher nur lebhaft zu begrüßen, wenn von berufener Feder in knapper 
ſachlicher Form die Grundſätze des landwirthſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens 
klargeſtellt werden. Dieſer Aufgabe wird der Verfaſſer in vollſtem Maße gerecht. 

Der Aufſatz behandelt in erſter Linie die Competenz der Geſetzgebung, in 
welcher Frage der Verfaſſer eingehend und energiſch für die Reichsgeſetzgebung 
eintritt. Sodann werden die Aufgaben beſprochen, welche den landwirthſchaftlichen 
Genoſſenſchaften geſtellt werden können, die Vertretung und Forderung der land: 
wirthſchaftlichen Intereſſen im allgemeinen einerſeits und der gemeinſame Ge— 
ſchäſtsbetrieb anderſeits. Der Verfaſſer tritt für den Beitrittszwang ein, ſoweit 
es fich um die allen gemeinſame Intereſſenvertretung handelt, ebenſo energiſch 
tritt er demſelben da entgegen, wo der genoſſenſchaftliche Geſchäftsbetrieb in 
Frage kommt. Es ſind ſchwerwiegende Gründe, welche der Verfaſſer für ſeine 
Anſicht geltend macht. Als Schluß wird die Organiſation der landwirthſchaftlichen 
Intereſſenvertretung beſprochen, die ſich auf die Orts oder Pfarrgemeinde auf: 


bauen und in den Bezirks-, Landes⸗ und der Reichsvertretung ihre Ausgeſtaltung 
finden ſoll. Bezüglich des Beitrittszwanges vertritt der Verfaſſer die Heranziehung 
aller eigentlichen Landwirthe mit Ausſchluß der Parcellenbeſitzer, einſchließlich 
der Großgrundbeſitzer. Sollte aber eine Zwangsorganiſation zum Geſchäftsbetriebe 
zum Geſetze werden, dann wären die Großgrundbeſitzer mit Rückſicht auf das 
Vorwiegen des capitaliſtiſchen Charakters in der Wirthſchaftsführung auszu⸗ 
ſchließen. Die Schrift, welche dieſe wichtige Frage mit Ruhe und ſtreng ſachlich 
beſpricht, verdient die vollſte Beachtung. Dr. Moriz Caſpaar. 


Perſonalien. 


Der Ackerbauminiſter hat den Forſteleven Wilhelm Pohl zum Forſt⸗ 
aſſiſtenten der Forſt⸗ und Domänendirection Gmunden ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſteleven Joſef Lang und Moriz Jäger 
v. Waldau zu Forſtafſiſtenten ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt⸗ und Domänenverwalter Joſef 
Krommer zum Forſtmeiſter der Forſt⸗ und Domänendirection Salzburg und 
den Forſtaſſiſtenten Alois Reiter zum Forſt⸗ und Domänenverwalter der 
Forſt⸗ und Domänendirection Wien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections⸗Adjuncten Hugo Adam 
zum Forſtinſpections⸗Commiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſtaſſiſtenten Fz. Borek und Titus 
Lhotsky zu Forſt⸗ und Domänenverwaltern und den Forſteleven Joh. Kalita 
zum Forſtaſſiſtenten der Forſt⸗ und Domänendirection in Lemberg ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtaſſiſtenten Joh. Kammer zum Forſt⸗ 
und Domänenverwalter bei der Forſt⸗ und Domänendirection Görz und den 
Forſteleven Rudolf Happak zum Forſtaſſiſtenten der Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction Innsbruck ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Adjuncten der k. k. landwirthſchaftlich⸗ 
chemiſchen Verſuchsſtation in Wien Johann Wolfbauer ad personam in die 
VII. Rangsclaſſe befördert. 2 

Der Ackerbauminiſter hat den erzherzogl. Forſtrath Anton Stehlik in 
Chlumetz zum Forſtmeiſter in Horie, ferner den Forſtinſpections⸗Adjuncten Karl 
Lanzinger zum Forſtinſpections⸗Commiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Aufbereitungs⸗Oberaufſeher Emanuel 
Jonäf zum Material⸗Magazineur in Pribram ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Miniſterial⸗Concipiſten Alex. Freih. v. Pe⸗ 
trino-Armis zum Miniſterial⸗Viceſecretär im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungs⸗Official der Direction der Güter 
des Bukowinaer griechiſch⸗orientaliſchen Religionsfonds in Czernowitz Joh. Joze⸗ 
fowicz zum Rechnungs⸗Revidenten extra statum ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Wirthſchafts⸗Inſpector der Güter des 
Bukowinger griechiſch⸗orientaliſchen Religionsfonds in Czernowitz Zdenko Trinks 
zum Domänenrathe und den Culturtechniker Joh. Blaſchke zum Cultur ⸗In⸗ 
genieur dieſer Direction extra statum ernannt. 

Der Eiſenbahnminiſter hat den Miniſterial⸗Viceſecretär im Handels⸗ 
miniſterium Dr. Vietor Rudel zum Miniſterialſecretär im Eiſenbahnminiſterium 
ernannt. 

Der Statthalter von Niederösterreich hat die Rechnungsofficiale Joſeſ 
Rößler und ch. Berner zu Rechnungsrevidenten, die Rechnungsaſſiſtenten 
Wilh. Kraft und Gottfr. Haufen zu Rechnungsofftcialen und die Rechnungs: 
praktikanten Martin Drechsler und Maximil. Kellner zu Rechnungsaſſiſtenten 
der niederöſterr. Statthalterei ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Baupraktikanten Hermann 
Egger, Joh. Koch und Ludw. Salcher zu Bauadjuncten für den Staats⸗ 
baudienſt in Niederöſterreich ernannt. 

Das Präſidium der n. 5. Finanz⸗Landesdirection hat im Stande des 
Kanzleiperſonales für die leitenden Finanzbehörden in Niederöſterreich den 
Rechnungs⸗Unterofficier Wenzel Fritſch und den Feldwebel Fz. Reſch zu 
Kanzliſten ernannt. 


Erledigungen. 


f Bet jtelle mit der XI. Rangsclaſſe beim k. k. Revierbergamte in 
Cilli bis 8. October. (Amtsblatt Nr. 202.) 

Bezirks⸗Commiſſärsſtellen in der IX. Rangsclaſſe, beziehungsweiſe 
Statthalterei-Concipiſten ſtellen in der X. Rangsclaſſe in Niederöſterreich 
bis 17. September. (Amtsblatt Nr. 203.) 

Veterinär⸗Conecipiſtenſtelle in der X. und 2 Bezirksthier⸗ 
arztesſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwaltung in Dal⸗ 
matien bis 25. September. (Amtsblatt Nr. 204.) 

Rechnungsaſſiſtenten ſtelle bei der k. k. niederöſterr. Statthalterei 
bis 22. September. (Amtsblatt Nr. 206.) 

2 Bauadjunctenſtellen mit der X. Rangsclaſſe, die eine davon pro⸗ 
viſoriſch, dann 1 Baupraktikantenſtelle mit 500 fl. Adjutum jährlich bis 
10. October. (Amtsblatt Nr. 206.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 73 und 74 der Erkenntuiſſe 1897. 
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